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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 200112002 von der Rechts-
wissenschaftlichen Fakultät der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel als Dis-
sertation angenommen. Das Manuskript dieser Schrift wurde bereits im Juni 2001 
abgeschlossen. so dass spätere Veröffentlichungen. Gerichtsentscheidungen. völ-
kerrechtliche Vertragsabschlüsse und tatsächliche Geschehnisse nur noch verein-
zelt berücksichtigt werden konnten. 

Mein besonderer Dank gebührt meinem verehrten Doktorvater, Herrn Prof. Dr. 
Dr. Rainer Hofmann, Direktor des Walther-Schücking-Instituts für Internationales 
Recht an der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, der die Entstehung dieser 
Arbeit stets mit viel Interesse, Offenheit und persönlichem Engagement begleitet 
hat. Seine stete Bereitschaft zum Gedankenaustausch. seine von Einfühlsamkeit 
geprägten Ratschläge und nicht zuletzt seine kritischen Anmerkungen und Vor-
schläge haben diese Arbeit entscheidend vorangebracht und geprägt. 

Auch bei Herrn Prof. Dr. Andreas Zimmermann. LL.M. (Harvard), ebenfalls 
Direktor des Walther-Schücking-Instituts für Internationales Recht, möchte ich 
mich ganz herzlich für die zügige Erstellung des Zweitgutachtens bedanken. 

Besonders bedanken möchte ich mich auch bei Herrn Prof. Dr. Jost Delbrück, 
LL.M. (Indiana), der bis zu seiner Emeritierung im Jahre 2001 Direktor des Wal-
ther-Schücking-Instituts für Internationales Recht gewesen ist und mich bereits 
während meiner Zeit als Student und wissenschaftliche Hilfskraft am Institut viel-
fach unterstützt und durch seine stete Bereitschaft zur Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses die Entstehung dieser Arbeit ebenfalls mit ermöglicht 
hat. 

Für ihren Zuspruch bei der Auswahl des der Arbeit zugrunde liegenden 
Themenkomplexes und ihre Unterstützung bei der Eingrenzung der straf- und 
strafverfahrensrechtlichen Probleme danke ich auch Frau Prof. Dr. Ursula Nelles 
von der Westfälischen Wilhelrns-Universität Münster und Herrn Prof. Dr. Otto 
Lagodny vom Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Straf-
recht in Freiburg im Breisgau. 

Zu danken habe ich auch für die Zurverfügungstellung eines zweijährigen Pro-
motionsstipendiums durch das Land Schleswig-Holstein nach dem Landesgesetz 
zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses. durch welches ich das Privi-
leg genießen durfte, mich voll und ganz auf meine Promotion konzentrieren zu 
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können. Auch dem Deutschen Akademischen Austauschdienst (DAAD) ist für die 
Bereitstellung eines weiteren Stipendiums zur Durchführung eines achtmonatigen 
Forschungsaufenthaltes beim Parlament der Europäischen Union zu danken. 

In diesem Zusammenhang gebührt mein Dank auch Herrn Dr. Gerhard Schmid, 
Vizepräsident des Parlaments der Europäischen Union, weIcher mir in Brüssel 
und Straßburgjede Unterstützung und allen Freiraum bei meiner wissenschaftli-
chen Recherche zukommen lassen hat. Wichtige Einblicke in die Praxis grenz-
überschreitender Strafverfahren habe ich schließlich in der Rechtsanwaltssozietät 
Wessing 11 Verjans in Düsseldorf sammeln können, in weIcher mir Büroräume, 
Bibliothek und Recherchemöglichkeiten zur Verfügung gestellt worden sind, wo-
für ich mich ebenfalls ausdrücklich an dieser Stelle bedanken möchte. 

Besonders danken möchte ich auch Herrn Rechtsanwalt Marian Niestedt, der 
mir nicht nur während der gemeinsam verbrachten Studienzeit unermüdlich mit 
Rat und Tat als Freund zur Seite gestanden hat, sondern auch während der Promo-
tion mit seiner kritischen Lektüre der Manuskripte und in zahlreichen Diskussio-
nen eine unersetzliche Hilfe gewesen ist. 

Für die unermüdliche und kritische Lektüre des Manuskriptes meiner Arbeit 
möchte ich ganz besonders meiner Schwester, Frau Nora Ziegenhahn, sowie 
Herrn Studienrat Steffen Sielaff danken, die mir in den letzten Wochen vor der 
Abgabe mit nicht zu ermessender Hilfsbereitschaft zur Seite gestanden haben. 
Frau Rotraut Wolf danke ich ganz herzlich für Ihren Einsatz bei der technischen 
Fertigstellung meiner Arbeit, ohne die eine so zügige Veröffentlichung nicht mög-
lich gewesen wäre. 

Dem Auswärtigen Amt möchte ich schließlich dafür danken, diese Veröffentli-
chung durch einen Druckkostenzuschuss überhaupt erst ermöglicht zu haben. 

Unvergleichbar ist jedoch die Hilfe und Unterstützung, die mir meine Mutter, 
Frau Sylvia Ziegenhahn, und vor allem meine geliebte Ehefrau, Frau Dottoressa 
Marianna Gioia-Ziegenhahn, haben zukommen lassen. Beide haben mich stets mit 
liebevoller Unterstützung, Vertrauen und Zuspruch in den Jahren meines berufli-
chen Werdegangs begleitet. Insbesondere meine Ehefrau ist hierbei mit mir durch 
alle Promotionsphasen so eigenen Höhen und Tiefen gegangen und mir stets ein 
unersetzbarer Ruhepol und Ausgleich in Momenten der Skepsis und inneren Ver-
zweiflung gewesen. Ihr ist daher meine Arbeit gewidmet. 

Düsseldorf, im Juni 2002 Dominik Ziegenhahn 
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Einleitung 

A. Gegenstand der Arbeit 

Seit nunmehr Jahrzehnten beschäftigt sich die wissenschaftliche Praxis mit 
der Frage, ob und in welchem Umfang dem Einzelnen auf der Ebene des V ölker-
rechts unmittelbare subjektive Rechte zukommen. Die etwa in der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts einsetzende Internationalisierung des Menschen-
rechtsschutzes l hat maßgeblich dazu beigetragen, dass inzwischen uneinge-
schränkt anerkannt ist, dass das Individuum Inhaber sowohl unmittelbarer 
Rechte als auch Pflichten auf der Ebene des Völkerrechts sein kann. Insbeson-
dere hat der Einzelne sich aus seiner Mediatisierung durch den Staat befreit und 
ist zu einem eigenständigen, wenngleich beschränkten Völkerrechtssubjekt 
geworden. 2 Die Frage nach der SubjektsteIlung des Einzelnen beschäftigt daher 
seit Jahren auch die wissenschaftliche Auseinandersetzung im Bereich der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in Strafsachen. Während noch nahezu 
bis in die 90er Jahre sowohl im Schrifttum als auch in der nationalen Rechtspre-
chung die Auffassung vertreten wurde, dass der Verfolgte ein bloßes Objekt der 
zwischenstaatlichen Zusammenarbeit in Strafsachen seV kann diese Auffassung 
heute nicht mehr vertreten werden. In der Tat dreht sich die wissenschaftliche 
Diskussion der letzten Jahre vielmehr darum, in welchem Umfang die nunmehr 
anerkannte SubjektsteIlung des Einzelnen der grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit der Staaten zur Strafverfolgung auf völkerrechtlicher und auf inner-

I Hierzu Ermacora, Menschenrechte, Bd. I, S. 532; Hobe, Verfassungsstaat, S. 216 ff.; 
ausführlich zur Geschichte der Grund- und Menschenrechte Hartung, Die Entwicklung der 
Menschen- und Bürgerrechte, 1964. 

2 Vgl. nur Brownlie, Principles, Kap. 24; DahmlDelbrückIWolfrum, Völkerrecht, Bd. 111, 
S. 26, und 112, § 108 (in Vorbereitung); Epping, in: Ipsen, Völkerrecht, § 7 Rn. 5 ff.; Hobe, 
Verfassungsstaat, S. 219 ff., 222; Mosler, ZaöRV 22 (1962), 1 ff.; Shaw, International Law, 
S. 178; Verdross/Simma, Völkerrecht, § 423. 

J V gl. zu der ablehnenden Haltung der Rechtsprechung, dass die Verträge über die inter-
nationale Rechtshilfe in Strafsachen subjektive Rechte des Einzelnen begründen BVerfG, 
Beschluss vom 25.3.1981, BVerfGE 57, 9 (25 f.); BGH, NStZ 1985,464; NJW 1988,2185 
= NStZ 1988,277; OVG Münster, MDR 1979,609; siehe insbesondere noch OLG Mün-
chen, Urteil vom 4.9.1996, StV 1997,372; zu den (ehemaligen) Vertretern der zweidimen-
sionalen Sichtweise im deutschsprachigen Schrifttum gehören Gillmeister, NJW 1991, 
2245 ff.; Schröder, BayVBl. 1979, 231 ff.; Vogler, Auslieferungsrecht und Grundgesetz, 
S. 28; von Bubnoff, Auslieferung, Verfolgungsübernahme, Vollstreckungshilfe, 1988; hier-
zu im Einzelnen unten 3. Kapitel, S. 228 ff. 

3 Ziegenhahn 
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staatlicher Ebene Grenzen auferlegt.4 Wenngleich die Aufmerksamkeit des 
wissenschaftlichen Schrifttums sich hierbei zunächst auf die Rechtsstellung des 
Auszuliefernden richtete5 und diese Fragestellung bei der sonstigen Rechtshilfe in 
Strafsachen vernachlässigt wurde, können grundsätzlich auch alle anderen Formen 
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in Strafsachen die Grund- und Men-
schenrechte der verfolgten Personen tangieren.6 

Einen in der Geschichte des Auslieferungs- und Rechtshilferechts unvergleich-
lichen Schub wissenschaftlichen Interesses an der Rechtsstellung des Einzelnen hat 
insbesondere das bahnbrechende und Aufsehen erregende Urteil des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) in Straßburg vom 7. Juli 1989 im Fall 
des deutschen Staatsangehörigen Jens Soering ausgelöst.7 Während das ausliefe-
rungs- und rechtshilferechtliche Schrifttum bis dahin dominiert war von der Auf-
fassung, dass die Interessen des Einzelnen nur mittelbar über die traditionellen 
Auslieferungs- und Rechtshilfebestimmungen geschützt werden könnten8 und die 
wissenschaftliche Diskussion den Focus auf die Verbesserung der zwischenstaatli-
chen Zusarnrnenarbeit richtete, löste die Verkündung des Urteils eine Welle von 
Aufsätzen, Besprechungen und Kritiken aus,9 in deren Mittelpunkt erstmals und in 

4 Siehe nur Blakesley/Lagodny, Vanderbilt Journal of Transnational Law 24 (1991), 
1 ff.; Dinstein, Revue International de Droit Penal62 (1991), 31 ff.; Errera, in: Collected 
Courses ofthe Academy ofEuropean Law 1995, Bd. VI-2 (1997), 245 ff.; Gilbert, Aspects 
ofExtradition Law, 1991; Lagodny, NJW 1988,2146 ff.; ders./Reisner, Finll. Vb. Int'l Law 
3 (1992), 237 ff.; Lagodny/Schomburg, European Journal of Crime, Criminal Law and 
Criminal Justice 2000, 379 ff.; Schomburg, StV 1998, 153 ff.; Sheleff, Israel Law Review 
27 (1993), 31Off.;Swart, Neth. Vb. Int'lLaw23 (1992),175 ff.; Vogler, ZStW 105 (993), 
3 ff.; Trechsel, EuGRZ 1987,69 ff.; Williams, Hague YbIL 1993,95 ff.; ders., Loyola of 
Los Angeles International & Comparative Law Journal 13 (1991),799 ff. 

5 V gl. insbesondere Lagodny, Die Rechtsstellung des Auszuliefernden in der Bundesre-
publik Deutschland, 1989, dessen umfassende Prüfung sowohl der Menschenrechte als auch 
der Grundrechte als Grenzen der individualrechtliche Grenzen der Auslieferung zu einem 
Umdenken in Rechtsprechung und Schrifftum der Bundesrepublik Deutschland geführt hat. 

6 Vgl. nur die umfangreichen Untersuchungen von Currie, Criminal Law Forum II 
(2000), 143 ff., im Hinblick auf den Schutz der Menschenrechte und von Scheller, Ermäch-
tigungsgrundlagen für die internationale Rechts- und Amtshilfe zur Verbrechensbekämp-
fung, 1997, im Hinblick auf den Schutz der Grundrechte des Grundgesetzes; siehe hierzu 
auch Harings, Grenzüberschreitende Zusammenarbeit der Polizei- und Zollverwaltungen 
und Rechtsschutz in Deutschland, 1998. 

7 EGMR, Soering v. Vereinigtes Königreich, Urteil vom 7.7.1989, Series A, No. 161 = 
EuGRZ 1989, 314 = NJW 1990, 2183 mit Anmerkung Lagodny; ausführlich hierzu unten 
4. Kapitel, S. 276 ff. 

R Hierzu nur Williams, Hague YbIL 1993,94 ff.; van den Wyngaert, Israel Yearbook on 
Human Rights 19 (1989),287 ff.; vgl. allerdings Lagodny, NJW 1988,2146 ff., und Trech-
sei, EuGRZ 1987, 69 ff., die sich bereits zu diesem Zeitpunkt ausführlich der Frage des 
Grundrechtsschutzes widmeten. 

Y Zu dieser Entscheidung insbesondere Blumenwitz, EuGRZ 1989, 326 ff.; Breitenmoserl 
Wi/ms, Mich. 1. Int'l L. II (1990), 845 ff.; Dugard/van den W:mgaert, AJIL 92 (998), 
187 ff.; Labayle, JCP 1990. 3452 ff.; Lagodny, NJW 1990, 2189 ff.; Li//ich, AJIL 85 
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aller Deutlichkeit die Frage nach den Menschenrechten der von Maßnahmen der 
internationalen Rechtshilfe in Strafsachen betroffenen Personen stand. 

Aus der Sicht des Individuums stellt sich die Frage, warum es rund 40 Jahre 
seit der am 10. Dezember 1948 feierlich durch die Generalversammlung der Ver-
einten Nationen beschlossenen Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
(AEMR)lO und der am 4. November 1950 in Rom unterzeichneten Europäischen 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) 1 1 ge-
dauert hat und es erst eines Urteils des EGMR im Jahre 1989 bedurfte, um seine 
Menschenrechte in den Mittelpunkt der wissenschaftlichen Aufmerksamkeit zu 
stellen. Entscheidender wird jedoch sein zu klären, welche Konsequenzen sowohl 
das wissenschaftliche Schrifttum als auch die internationale und die innerstaatli-
che Staatenpraxis aus diesem wegweisenden Urteil gezogen haben. Ein Hauptan-
liegen der vorliegenden Arbeit ist es daher, die Auswirkungen der Internationali-
sierung des Menschenrechtsschutzes auf die innerstaatlichen und zwischenstaatli-
chen Rechtsbeziehungen im Bereich der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
in Strafsachen zu untersuchen, die Trends in Rechtsprechung und Schrifttum und 
die faktischen und rechtlichen Probleme in der Praxis herauszuarbeiten, kritisch 
zu bewerten und gegebenenfalls weiterführende Lösungsansätze vorzuschlagen. 
Die grund- und menschenrechtlichen Interessen des Einzelnen und die Frage, wie 
sich diese sowohl auf der innerstaatlichen als auch auf der internationalen Ebene 
am effektivsten anerkennen, realisieren und durchsetzen lassen, sollen dabei 
immer im Vordergrund stehen, denn die Achtung und der Schutz der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten stellt eine Grundvoraussetzung für das friedliche Zu-
sammenleben der Völker und insbesondere auch eines der tragenden Verfassungs-
prinzipien aller europäischen Staaten und der Europäischen Union darY 

(1991), 128 ff.; Shea, Yale J. Int'l L. 17 (1992), 85 ff.; Sheleff, Israel Law Review 27 
(1993),310 ff.; Sudre, RGDIP 1990, 103 ff.; van den Wyngaert, ICLQ 39 (1990), 757 ff.; 
val! der Wilt, NILR 1995,53 ff.; Vogler, in: FS Meyer (1990), 477 ff.; ders., NJW 1994, 
1433 ff.; Warbrick, Mich. J.Int'l L. 11 (1990), 1073 ff.; ZühlkelPastille, ZaöRV 59 (1999), 
749 ff. mit weiteren Nachweisen in Fn. 16. 

10 Universial Dec1aration of Human Rights vom 10.12.1948, GA-Res. 217 (IlI), UN-
Doc. A/81O, in: Official Records third Session (1948), S. 71; hierzu ausführlich unten 
3. Kapitel, S. 261 ff., 350 ff. 

11 ETS No. 5, Convention for the Protection of Human Rights and Fundamental Free-
doms vom 4.11.1950, BGBI. 1952 H, 685, 953, am 3.9.1953 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft getreten, BGBI. 1954 H, 14; hierzu ausführlich unten 3. Kapitel, 
S. 256 ff. 

12 Vgl. nur Art. 6 I, II EUV: "Die Europäische Union beruht auf den Grundsätzen der 
Freiheit, der Demokratie, der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie der 
Rechtsstaatlichkeit; diese Grundsätze sind allen Mitgliedstaaten gemeinsam. Die Europäi-
sche Union achtet die Grundrechte, wie sie in der am 4. November 1950 in Rom unterzeich-
neten [EMRK] gewährleistet sind und wie sie sich aus den gemeinsamen Verfassungs-
überlieferungen der Mitgliedstaaten als allgemeine Grundsätze des Gemeinschaftsrechts er-
geben." 
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